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Sehr geehrte Damen und Herren,

gute medizinische Versorgung braucht gut aus-
gebildete und motivierte Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Um dieses Ziel zu erreichen, sind
attraktive Arbeitsbedingungen fir alle Beschaf-
tigten im Krankenhaus entscheidend.

Neben der Vielzahl von MalRnahmen, die wir in
Bayern bereits getroffen haben, bedeutet fur
mich eine Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen vor allem eines — eine spulrbare Entlastung
von patientenfernen und burokratischen Tatig-
keiten.

Mit dem Modellprojekt , Blrokratieabbau in
bayerischen Krankenhausern” haben wir uns
zusammen mit dem Medizinischen Dienst Bay-
ern, der AOK Bayern, der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft und dem Beauftragten fir
Blrokratieabbau der Bayerischen Staatsregie-
rung Herrn Walter Nussel MdL unter wissen-
schaftlicher Begleitung von Herrn Prof. Andreas
Beivers und Herrn Dr. Christof Minartz vom
Institut fur Gesundheitsokonomik dem Abbau
von Burokratie gewidmet. Binnen weniger
Monate konnten so wichtige Weichen flr eine
Reduzierung burokratischen Aufwands gestellt
werden.

Das Kernstlck des Projekts, die Praxiswork-
shops mit 16 ausgewahlten bayerischen Klini-
ken, hat eine Vielzahl von wertvollen Erkennt-
nissen geliefert. Es wurden praktikable Mal3-
nahmen und Handlungsansatze erarbeitet,
welche im Rahmen des geltenden Rechts
umgesetzt werden. Besonders wichtig flr den
Erfolg des Projekts ist aus meiner Sicht: die
MalRnahmen werden gemeinsam von allen

Akteuren getragen, von Kostentragererinnen
und Kostentragern bis hin zu Leistungserbringe-
rinnen und Leistungserbringern.

In Bayern haben wir verstanden: Wir brauchen
die Hand am Bett, nicht am Stift! Den Beschaf-
tigten im Krankenhaus muss ermaoglicht wer-
den, das zu tun, woflr sie eigentlich brennen —
ihren Beruf auszulben, Menschen zu heilen
und zu versorgen und das unter attraktiven
Bedingungen.

Ich danke den Beteiligten flr ihr herausragen-
des Engagement und freue mich sehr, dass
durch den vorliegenden Handlungsplan ein
langfristiger Beitrag zum Abbau von Burokratie
In unseren bayerischen Krankenhdusern geleis-
tet wurde.

lhr

1y 74

Klaus Holetschek MdL
Staatsminister fur Gesundheit und Pflege
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,Burokratieabbau in bayerischen Krankenhausern”

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Gesundheitswesen ist kein Selbstzweck:
Es muss die Patientinnen und Patienten in den
Mittelpunkt aller Bemuthungen stellen und in-
effiziente Prozesse vermeiden. Dem folgt das
Ziel, mit knapper werdenden Ressourcen fir
alle Burgerinnen und Blirger eine hochwertige
medizinisch-pflegerische Versorgung, ebenso
wie einen guten Zugang zu Gesundheitsdienst-
leistungen sicherzustellen. Hier leisten die bay-
erischen Krankenhauser eine zentrale Aufgabe.
Damit dies — gerade vor dem Hintergrund einer
zunehmend angespannten Personalsituation in
den Krankenhausern — auch in Zukunft gelingen
kann, gilt es alle Bereiche dahingehend zu ana-
lysieren, wie wir die Dinge besser machen und
auf unnétige burokratische Tatigkeiten verzich-
ten konnen: zum Wohle der Patientinnen und
Patienten sowie der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.

Das bayerische Klinikpersonal zeichnet sich
durch hochqualifizierte und hochmotivierte
Fachleute aus, die einen wichtigen Beitrag zur
Versorgung der Bevdlkerung leisten. lhre Arbeit
an und fur die Patientinnen und Patienten ist
essentiell. Doch unndtige Dokumentationsver-
pflichtungen ebenso wie blrokratische Aufla-
gen, welche am Ende fur die Patientinnen und
Patienten keinen Mehrwert bieten — weder in
puncto Versorgungssicherheit noch Versor-
gungsverbesserung — gilt es dringend zu Uber-
prifen und, wo gesetzlich moglich, zu entschla-
cken.

Eine Entlastung der Klinikmitarbeiterinnen und
-mitarbeiter durch weniger Bdurokratie und
weniger Dokumentation ist zwingend erforder-
lich, damit sie wieder mehr Freiraum fur das
haben, was sie am besten und am liebsten tun:
Patientinnen und Patienten versorgen.

Als Gesundheitsokonom und Hochschullehrer
bin ich Herrn Staatsminister Klaus Holetschek
MdL sehr dankbar, dass er sich hierflr auf allen
Ebenen einsetzt und damit auch das Modellpro-
jekt ,Burokratieabbau in bayerischen Kran-
kenhdusern” ins Leben gerufen hat.

Um in den bayerischen Krankenhdusern prakti-
kable und nachhaltig wirkende, sowie im Rah-
men geltenden Rechts umsetzbare, allgemein-
verbindliche Erleichterungen zu ermdglichen
bzw. aufzuzeigen, wurde im Zeitraum von Marz
bis Juli 2023 gemeinsam mit dem Medizini-
schen Dienst Bayern, der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft, der AOK Bayern als Vertrete-
rin der gesetzlichen Krankenkassen sowie mit
dem Bayerischen  Staatsministerium  flr
Gesundheit und Pflege und unter Mitwirkung
des Beauftragten flr Blrokratieabbau der Baye-
rischen Staatsregierung Herrn Walter Nussel
MdL der vorliegende ,,Handlungsplan” erarbei-
tet.

Zentrales Element des Modellprojekts war hier-
bei der ,Praxischeck”, sprich die Workshops
mit 16 ausgewahlten bayerischen Kliniken', die
Uber die Regierungsbezirke verteilt sind und alle
Grofsen und verschiedene Trager vertreten, um
wirklich sicherzustellen, dass die erarbeiteten

1 Folgende 16 Kliniken haben teilgenommen: Barmherzige Brider Regensburg, Bezirkskrankenhaus Giinzburg,
Caritas-Krankenhaus St. Josef Regensburg, Kbo-Isar-Amper-Klinikum Haar, Kinderklinik Dritter Orden Passau, Klinik Kitzinger
Land (Kitzingen), Kliniken Stdostbayern (Traunstein), Klinikum Bamberg, Klinikum Garmisch-Partenkirchen, Klinikum Kulmbach,
Klinikum Memmingen, Klinikum Narnberg, Klinikum Wirzburg Mitte gGmbH (KWM) — Juliusspital Wirzburg, Klinikverbund
Allgau — Klinikum Kempten, Sana-Klinikum Hof, Stadtkrankenhaus Schwabach
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Losungskonzepte  schnell
umgesetzt werden kénnen.

und praktikabel

Die Vertreterinnen und Vertreter der Kliniken
selbst brachten dabei Erfahrungen aus den
Bereichen Arzteschaft & Pflege, IT, Controlling
sowie Verwaltung mit ein. Sie alle haben
gemeinsam die Handlungsfelder und Mafsnah-
men identifiziert und konkrete Ldsungskon-
zepte zusammengetragen. Die Krankenhauser
stehen mit Blick auf Tragerschaft, Grofie, Ver-
sorgungsbereich und Region reprasentativ flr
die Krankenhausversorgung in Bayern.

Im Ergebnis gelang es, erste MalRnahmen
umzusetzen, die zu Erleichterungen im Alltag
bayerischer Krankenhauser durch einen konti-
nuierlichen, vertrauensvollen Dialog aller Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer flhren. Aufer-
dem wurden konkrete Losungskonzepte fir die
Krankenhauser zur Entlastung von burokrati-
schem Aufwand und zu Erleichterungen bei
Burokratie und Dokumentation formuliert. Der
oben genannte , Praxischeck” zeigte aber auch,
dass die zu generierenden Entlastungspotenzi-
ale u.a. stark vom Digitalisierungsgrad des ein-
zelnen Hauses abhangen, was eine Quantifizie-
rung der gesamten EntbUrokratisierungseffekte
durch das Modellprojekt kaum maglich macht.

Grenzen fur die im Rahmen des Modellprojek-
tes identifizierten  Handlungsmaoglichkeiten
zeigten sich dort, wo burokratische Vorgaben
durch Bundesrecht verbindlich vorgegeben
sind. Hier wurden konkrete Forderungen an die
Bundesebene formuliert, welche maldgeblich in
der Verantwortung ist. Im Einzelnen haben sich
im Rahmen des Projekts bzw. der Praxiswork-
shops zehn Handlungsfelder manifestiert. Fur
jedes dieser wurden Ldsungskonzepte erarbei-
tet, welche im Folgenden dargestellt werden.

Ich bin mir sicher, dass der Freistaat Bayern
damit dem Ziel, knapper werdende Personal-

ressourcen besser einsetzen zu kénnen und
gleichzeitig attraktivere Arbeitsbedingungen fir
alle Beschaftigten in den bayerischen Kranken-
hausern zu schaffen, einen wesentlichen Schritt
nahergekommen ist.

Auch wenn der ,, bayerische Aktionsradius” des
gesetzlich Machbaren begrenzt ist, so zeigt
sich doch, dass ein strukturierter Dialog mit den
Akteuren, ein ,Praxischeck” mitden Vor-Ort-Ak-
tiven ebenso wie die Etablierung einer Vertrau-
enskultur dazu beitragen kann, dass Erfolge
gelingen. Daflr bin ich allen Beteiligten sehr
dankbar!

[hr

Qldmﬁ %‘r\!‘(ﬂ.

Prof. Dr. Andreas Beivers
Professor fur Volkswirtschaftslehre

und Gesundheitsdkonomie
Hochschule Fresenius Minchen
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und weniger Mehrfachmeldungen

Situationsanalyse:

e Die Praxisworkshops haben bestatigt: Eine
Vielzahl von Dokumentationsverpflichtungen
aufgrund gesetzlicher Vorgaben und die
Meldung von Daten an unterschiedliche
Empfanger stellen flr nahezu alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den Krankenhau-
sern Tag fur Tag hohe bUlrokratische Belas-
tungen dar.

e So werden nach Ubereinstimmenden Ein-
schatzungen aller Klinikvertreterinnen und
-vertreter insbesondere Arbeitsroutinen in
der patientenunmittelbaren Pflege sowie
dringliche Pflegebedarfe stéandig durch
Dokumentationsverpflichtungen  unterbro-
chen.

Herausforderung:

e Ziel muss die Entlastung des Krankenhaus-
personals durch weniger Burokratie und
weniger Dokumentation sein. Daflr sind vor
allem Erleichterungen fir die ,Pflege am
Bett” im Rahmen des geltenden Rechts ent-
scheidend. Daflr sind vor allem Erleichterun-
gen fur die , Pflege am Bett” im Rahmen
des geltenden Rechts entscheidend.

Losung bzw. Losungsansatz fir Bayern:

Zusicherung der Bayerischen Krankenhaus-

gesellschaft:

» Die Bayerische Krankenhausgesellschaft
sensibilisiert ihre Mitglieder hinsichtlich
gesetzlich vorgegebener Dokumentations-
verpflichtungen, um dartber hinausgehende

Dokumentationsaufwande, die heute in den
Krankenhausern erfolgen, zu vermeiden.

» Die Bayerische Krankenhausgesellschaft
steht hier fir Klarungsfragen ihrer Mitglieder
zur Verflgung.

FORDERUNG DER PROJEKTPART-
NERINNEN UND -PARTNER
AN DIE BUNDESEBENE:

Ziel muss sein, dass klnftig alle Meldepflich-
ten, bei denen keine weitergehenden medizini-
schen Unterlagen beizufligen sind, aus einem
fihrenden Routine-Datensatz heraus erfolgen.
Der fihrende Datensatz ist bereits in 8§21
KHENtgG geregelt (sogenannter 8 21-Daten-
satz?).

e Diese Datenlieferung ist sowohl inhaltlich,
zeitlich als auch bezlglich des Empfanger-
kreises sowie dessen Nutzungen zweckge-
bunden und bedarfsgerecht zu erweitern,
um bereits vorhandene und ggf. klnftige
Datenmeldepflichten Uber diesen einheitli-
chen sog. , Datenkranz” verwenden zu kon-
nen. Auch sollten Daten aus allgemeinen
Rahmendaten der Meldepflichten auf Lan-
desebene genutzt werden kdnnen.

e \Weiterhin ist anzustreben, dass auch Perso-
nalmeldungen®, DEMIS*Meldungen und
Bettenbelegungen Uber Standardschnittstel-
len integriert werden.

e Die Industrie ist zu verpflichten, diese Mel-
de-Sachverhalte Uber das KIS-System?® und
weitere datenflhrende Systeme im Kranken-
haus zu automatisieren. Echtzeit-Daten soll-
ten erst gemeldet werden, wenn dies auto-

2  Der 821-Datensatz beschreibt ein standardisiertes Datenformat, welches nach 821 KHEntgG von den Krankenhausern an das
Institut fir Entgeltkalkulation (INEK) zu Ubermitteln ist. In diesem Datensatz sind Leistungsdaten jedes einzelnen Krankenhauses

zu einem gewissen Stichtag enthalten.

Wie beispielsweise Pflegepersonaluntergrenzen im Krankenhaus, etc.

4 DEMIS: Deutsches Elektronisches Melde- und Informationssystem fir den Infektionsschutz

KIS-System: Krankenhausinformationssystem




2. GROSSE ERRUNGENSCHAFT

matisiert maoglich ist, sofern keine akute
Notlage befristet sog. Ad-hoc-Meldungen
erforderlich macht. Davon zu trennen sind
die Abrechnungsdaten an die Krankenkas-

sen und die Prifungen des Medizinischen
Dienstes anhand medizinischer Unterlagen,
die bereits weitgehend automatisiert sind.

2. GROSSE ERRUNGENSCHAFT:

Vereinfachungen bei Zusatzentgelten und
neuen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden

Situationsanalyse:

Neue Untersuchungs- und Behandlungsme-
thoden, sog. NUB, sind im Krankenhaus neu
eingeflhrte Methoden, die bisher noch nicht
sachgerecht Uber die entsprechenden
Abrechnungssysteme vergtitet werden.
Zusatzentgelte werden meist flr hochprei-
sige Arzneimittel, Medizinprodukte und
anderweitige Methoden bendtigt, welche
zusatzlich vergUtet werden missen, um eine
adaquate Finanzierung der Krankenhauser
sicherzustellen.

Bisher mussten diese flr die Krankenhauser
in Bayern individuell verhandelt und geneh-
migt werden. Die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer der Praxisworkshops betonten,
dass dies in der Vergangenheit einen hohen
Zeitaufwand fur alle Beteiligten bedeutete
und damit zu unnoétiger Blrokratie flhrte.

Herausforderung:

Vor dem Hintergrund bundesgesetzlicher
Regelungen mussen die Verhandlungspart-
nerinnen und Verhandlungspartner vor Ort,
sprich die Kostentrdger und die jeweiligen
Kliniken, Losungen finden, um die gegen-
wartig burokratieaufwandigen Individualver-

handlungen der Krankenhduser zu vermei-
den und Verhandlungsprozesse fir alle
Beteiligte zu verbesssern.

Losung bzw. Losungsansatz fiir Bayern:

Entwicklung von ,Gemeinsamen Hinwei-
sen” im Sinne einer einheitlichen Preisliste:

»

Im Bereich der Entgeltverhandlungen zu den
Zusatzentgelten und Preisen fir neue
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden
haben die Vertragspartner, also die Kranken-
haustrager und die Sozialleistungstrager, pa-
rallel zum Modellprojekt ,,gemeinsame Hin-
weise” erarbeitet, die zu einem unmittelbar
splrbaren Burokratieabbau fiihren kdnnen.
Durch diese ,gemeinsamen Hinweise"
haben die Vertragspartner in den einzelnen
Budgetverhandlungen nun die Mdglichkeit,
abgestimmte Preise zu Ubernehmen. Ein
vereinfachter Vereinbarungsprozess wurde
neben der einheitlichen Preisliste ebenfalls
abgestimmt.

Zunachst erfolgt eine Priorisierung des Ver-
fahrens bei hochpreisigen und ausgabenre-
levanten Positionen. Zuklnftig soll das Ver-
fahren noch weiter ausgebaut werden.
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und Qualitatskontrollen

Situationsanalyse:

e Strukturprifungen und Qualitatskontrollen
sind wichtig, um eine hohe Qualitat in den
Krankenhausern zu gewahrleisten. Sie flihren
aber auch zu unnotiger Blrokratie und binden
personelle Ressourcen in den Kliniken. DarU-
ber waren sich alle Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer der Praxisworkshops einig.

e |m Bereich der psychiatrischen, kinder- und
jugendpsychiatrischen und psychosomati-
schen Versorgung hat der Gemeinsame
Bundesausschuss (G-BA) im Auftrag des
Bundesgesetzgebers die , Personalausstat-
tung Psychiatrie und Psychosomatik-Richt-
linie” (PPP-RL) zur Sicherung der Qualitat
durch verbindliche personelle Mindestvorga-
ben festgelegt. Bayerische Kliniken, ebenso
wie der Medizinische Dienst Bayern, emp-
finden die aus der Richtlinie resultierenden
Prifvorgaben und die zu dokumentierenden
Unterlagen als schwer umsetzbar und in gro-
Ren Teilen auch als zu weitgehend.

Herausforderung:

e Reduktion der burokratischen Belastung fir
das Klinikpersonal durch moglichst auf-
wandsarme Strukturprtfungen und Qualitats-
kontrollen durch den Medizinischen Dienst
Bayern im Rahmen des gesetzlich Moglichen.

e Die Prifungen missen flr die Krankenhau-
ser und deren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter planbarer und somit letztlich auf-
wandsarmer gestaltet werden.

e Uberpriifung der Sinnhaftigkeit der PPP-RL,
um zu einer Verbesserung der Richtlinie und

damit zu einem Abbau von Birokratie zu
gelangen.

Losung bzw. Losungsansatz fur Bayern:

Vereinbarung der Projektpartnerinnen
und -partner:

»

Alle Unterlagen, die bereits im Rahmen einer
frheren Prifung vom Krankenhaus vorge-
legt und durch den Medizinischen Dienst
Bayern bestatigt und dokumentiert wurden,
mussen zukUnftig nicht erneut vorgelegt
werden. Die unterschiedlichen Rechtsgrund-
lagen fir Strukturprifungen und Qualitats-
kontrollen werden dabei auch weiterhin
berlcksichtigt.®

Beschluss der Projektpartnerinnen
und -partner im Bereich der bayerischen
Schlaganfall-Netzwerke:

»

Der Medizinische Dienst Bayern und die
Bayerische Krankenhausgesellschaft haben
mit den vier bayerischen Schlaganfall-Netz-
werkzentren beschlossen, ab dem Jahr
2023 nur noch eine einmalige Strukturpri-
fung von definierten Unterlagen’ durchzu-
fihren. Damit werden samtliche Satelliten-
kliniken, die mit den Netzwerkzentren ver-
bunden sind, von der Pflicht, diese
Unterlagen vorzulegen, entlastet.

Zusicherung des Medizinischen Dienstes
Bayern:

»

Der Medizinische Dienst Bayern verdffentlicht
ab sofort die Prifzeitrdume fir Strukturprifun-
gen auf seiner Homepage (siehe hierzu:

6  Zuden unterschiedlichen Rechtsgrundlagen fir Strukturprifungen und Qualitatskontrollen siehe im Detail §275a SGB V und

§275d SGB V.

7  Konkret handelt es sich hier um den Nachweis definierter Unterlagen zum OPS-Code 8-98b.3 (Andere neurologische Komplex-
behandlung des akuten Schlaganfalles mit Anwendung eines Telekonsildienstes), welcher ausschlief3lich in den vier bayerischen

Schlaganfall-Netzwerkzentren erbracht wird.




4. ENTSCHLACKUNG

https://www.md-bayern.de/unserethemen/
strukturpruefung-im-krankenhaus). Dies fihrt
zu mehr Planungssicherheit und Aufwands-
reduktion.

» Der Medizinische Dienst Bayern stellt fir die
Krankenhaduser zuséatzlich weitere Informatio-
nen flr einen reibungslosen Ablauf von
Antragstellung bis zur Erstellung des Beschei-

FORDERUNGEN DER PROJEKT-
PARTNERINNEN UND -PARTNER
AN DIE BUNDESEBENE (G-BA):

Verlangerung des jeweiligen Priifintervalls,
wenn im Rahmen von Strukturprifungen und
Qualitatskontrollen in Krankenhdusern durch den
Medizinischen Dienst mehrfach hintereinander
keine Beanstandungen festgestellt werden.
Uberpriifung und ggf. Uberarbeitung
samtlicher G-BA-Richtlinien: Diese missen

4. ENTSCHLACKUNG

des bzw. des Kontrollberichtes zur Verflgung.
Aufderdem benennt der Medizinische Dienst
Bayern zentrale Ansprechpartner fir alle Fra-
gen rund um die von ihm durchzuflihrenden
Strukturprifungen und Qualitatskontrollen,
welche er ebenfalls auf der genannten Home-
page publizieren wird.

in Bezug auf eine aufwandsarme Gestaltung
der Prifungen sowie auf eine Harmonisierung
samtlicher Strukturmerkmale (,, Aufwands-
check”) angepasst werden.

Aufforderung zur Durchfithrung einer
Evaluation durch die Projektpartnerinnen
und -partner, ob die im Jahr 2023 erfolgten
Prifungen, so wie diese von der Bundesebene
vorgegeben wurden, Uberhaupt praktikabel
durchfihrbar waren und ob die Ziele der Quali-
tatssicherung dadurch erreicht wurden.

von Krankenhausabrechnungsprtfungen

Situationsanalyse:

e Prifungen von Krankenhausabrechnungen
gemald 8 275¢ SGB V sind durch umfangrei-
che Details, die zwischen den Selbstverwal-
tungspartnern vereinbart wurden, reglemen-
tiert (Prafv\Ve).

e Auch die Haufigkeit dieser Prifungen sowie
die Anforderungen an die Ubermittlung der
erforderlichen Dokumentationen folgen diesen
Regelungen und flihren zu unnétiger Birokra-
tie, wie die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
der Praxisworkshops einstimmig berichten.

Herausforderung:

e Bereits vorhandene Dokumente sollten auf-
wandsarm EDV-gestitzt Gber das Leistungs-
erbringer-Portal an den Medizinischen
Dienst Bayern Ubermittelt werden.

e FEtablierung von Prtfungen im Dialog, auch
virtuell: Diese kdnnen helfen, dass Missver-
standnisse zu den vorliegenden Unterlagen
schneller ausgeraumt werden, ohne weitere
blrokratische und zeitaufwandige Konse-
quenzen, wie beispielsweise Erdrterungs-
verfahren, auszuldsen.

8 Die Prifverfahrensvereinbarung (PrifvV) wurde zwischen dem Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung und der
Deutschen Krankenhausgesellschaft e.V. geschlossen. Sie regelt, wie die Krankenkassen vorzugehen haben, wenn sie eine
Krankenhausabrechnung nach §275c SGB V durch den Medizinischen Dienst Uberprifen lassen wollen.

1


https://www.md-bayern.de/unserethemen/strukturpruefung-im-krankenhaus
https://www.md-bayern.de/unserethemen/strukturpruefung-im-krankenhaus
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5.

PRUFUNG

Losung bzw. Losungsansatz fiir Bayern:

Zusicherung des Medizinischen Dienstes
Bayern:

»

Ab sofort bietet der Medizinische Dienst Bay-
ern, je nach terminlicher und personeller Mog-
lichkeit, den Dialog mit den Krankenhausern
im Bereich Krankenhausabrechnungsprifung
an und nutzt dabei den digitalen Austausch,
wie z.B. Video-Begehungen.

5. PRUFUNG

der Nutzenrelevanz der OPS-Komplexcodes

Situationsanalyse:

Der Operationen- und Prozeduren-Schliissel
(OPS) ist die amtliche Klassifikation zum Ver-
schlisseln von Operationen, Prozeduren und
allgemein medizinischen Mafinahmen.

Viele Leistungen in Krankenhdusern sind
komplex und zeichnen sich durch verschie-
dene medizinisch-pflegerische Sachverhalte
und Behandlungen aus, sogenannte Kom-
plexbehandlungen. FUir diese Leistungen
mussen Krankenhauser Struktur- und Min-
destmerkmale  bestimmter OPS-Codes
nachweisen, welche dann auch vom Medizi-
nischen Dienst geprift werden.

Doch der ,Praxischeck” mit den Kliniken
ergab: Diese Komplexbehandlungen und die
damit verbundenen OPS-Komplexcodes
lI6sen fur die Krankenhausmitarbeiterinnen
und -mitarbeiter einen hohen Dokumentati-
onsaufwand aus.

FORDERUNG DER PROJEKT-
PARTNERINNEN UND -PARTNER

AN DIE BUNDESEBENE:

Auch wenn die Einwirkungsmdglichkeiten
der Krankenkassen im Rahmen der Selbst-
verwaltung sowie im Bereich der Gesetzge-
bung nur begrenzt sind, gilt es, dass sich
diese daflr einsetzen, dass die bestehenden
Regelwerke zur Krankenhausabrechnungs-
prifung, die zwischen den Selbstverwal-
tungspartnern vereinbart werden, hinsicht-
lich aufwandsarmer Gestaltung des Prifge-
schehens Uberarbeitet werden.

Herausforderung:

Der hohe Dokumentationsaufwand der
OPS-Komplexcodes muss in Relation zu
dem hieraus resultierenden Nutzen Uber-
pruft und reduziert werden.

Vor allem die Dokumentation und Prifung von
,medizinischen Selbstverstandlichkeiten”,
wie beispielsweise die Frage, ob Intensivstati-
onen Uber ein Beatmungsgerat verfligen,
bedeutet aus Sicht der Krankenhausmitarbei-
terinnen und -mitarbeiter unndtige Blrokratie
ohne Mehrwert.

Losung bzw. Losungsansatz fiir Bayern:

Die Projektpartnerinnen und Projektpartner
stimmen in der Einschatzung Uberein, dass
wichtige Erleichterungen bei den OPS-Kom-
plexcodes nur Uber Anpassungen auf Bun-
desebene moglich sind. Alle Projektpartner-
innen und -partner sprechen sich gemein-
sam fUr ein Einwirken der bayerischen
Akteure auf die Bundesebene aus.




6. OPTIMIERUNG

FORDERUNG DER PROJEKT-
PARTNERINNEN UND -PARTNER
AN DIE BUNDESEBENE:

Um den Dokumentationsaufwand ohne Quali-
tatsverlust zu reduzieren, sollten inhaltliche
Anderungen bei den OPS-Komplexcodes vor-

6. OPTIMIERUNG

genommen werden. Ziel muss das ,, Augen-
maf” sein, d.h. Dokumentation und Prifung
von ,,medizinischen Selbstverstandlichkeiten”
sollten entfallen. Dies muss Uber das Vor-
schlagsverfahren beim Bundesinstitut flr Arz-
neimittel und Medizinprodukte (BfArM) durch
Fachgesellschaften, Kliniken etc. erfolgen.

der medizinischen Begrindungen

Situationsanalyse:

e |m Rahmen des Modellprojektes kristali-
sierte sich der Bereich der Medizinischen
Begrindungen (MBEGs) als zentraler The-
menkomplex mit hohem EntbUrokratisie-
rungspotential heraus.

e Sog. MBEGs sind abzugeben, wenn die bei
Aufnahme geplante stationare Verweildauer
Uberschritten wird oder eine laut AOP-Kata-
log® regelhaft ambulant vorzunehmende
Krankenbehandlung stationar durchgeflhrt
wurde.°

e |m Rahmen des Modellprojektes waren sich
sowohl die AOK Bayern als auch die Bayeri-
sche Krankenhausgesellschaft der burokrati-
schen Auswirkungen bewusst, die mit der
Anforderung, der Ubermittlung und der bei-
derseitigen Fallbearbeitung von MBEGs ein-
hergehen.

e Die Ubermittlung einer medizinischen
Begrindung wird von den Krankenhdusern
neben der Begrindung der stationdren
Behandlungsnotwendigkeit — aus Mangel an
Alternativen — genutzt. Derzeit wird auf Bun-
desebene an einer Vereinbarung zum besse-
ren Datenaustausch zwischen den Kranken-
hausern und den Krankenkassen gearbeitet.

Herausforderung:

e Die Akteure vor Ort sollen gemeinsam Pro-
zesse und einheitliche Standards festlegen,
um auch in diesem Bereich zu mehr Vertrau-
enskultur zu gelangen. Dies kann durch
Absichtserklarungen, Vereinbarungen sowie
durch Sensibilisierung aller Beteiligten er-
reicht werden.

Losung bzw. Lésungsansatz fir Bayern:

Vereinbarung der Projektpartnerinnen

und -partner:

» In einer gemeinschaftlich von den Kranken-
kassen und der Bayerischen Krankenhaus-
gesellschaft initilerten Aktion sensibilisieren
alle Beteiligten nochmals ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter hinsichtlich der
geltenden Informationsobliegenheiten, um
dadurch unnétige Blrokratie abzubauen.

Zusicherung der AOK Bayern:

» Die AOK Bayern sichert zu, sich innerhalb
der Arbeitsgemeinschaft der Krankenkas-
senverbande in Bayern (ARGE) daflr einzu-
setzen, dass die Krankenkassen ihrerseits
bei der Anforderung von MBEGs neben den
gesetzlichen Vorgaben auch die Erlosrele-
vanz beachten.

9 AOP-Katalog: Katalog ambulant durchflihrbarer Operationen, sonstiger stationsersetzender Eingriffe und stationsersetzender

Behandlungen im Krankenhaus gemafs § 115b SGB V.

10 Inhalt und Umfang der Begriindung richtet sich nach §301 Abs.1 S.1. Nr. 3 SGB V.
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VERBESSERUNG

»

Es wird innerhalb der ARGE nochmals daflr
geworben, die dort verfligbaren historischen
Daten zur Plausibilisierung des stationaren
Aufenthaltes zu nutzen.

Zusicherung der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft:

»

Die Bayerische Krankenhausgesellschaft
sensibilisiert die bayerischen Kliniken, dass
diese bereits bei der Ubermittlung der
Abrechnungen an die Krankenkassen auf die
vollstandige Ubermittlung inklusive der
MBEGs achten. Das erspart Rickfragen der
Krankenkassen und das Zurlcksenden von
unplausiblen Abrechnungen.

Weitere Vereinbarungen der Projekt-
partnerinnen und -partner:

»

Derzeit wird auf Bundesebene an einer Ver-
einbarung zum besseren Datenaustausch
(Uber das eigentliche Thema hinaus) zwi-
schen den Krankenhausern und den Kran-
kenkassen gearbeitet. Sowohl die AOK Bay-
ern als auch die Bayerische Krankenhausge-

7. VERBESSERUNG

von Einweisungs- und Entlassmanagement

Situationsanalyse:

Die Ambulantisierung in der Versorgung
schreitet zunehmend voran. Gleichzeitig gibt
es eine Vielzahl von Patientinnen und Patien-
ten, die aufgrund ihrer heimischen (Wohn-)
Situation im Krankenhaus stationdr aufge-
nommen werden mdssen, auch wenn dies
medizinisch betrachtet nicht nétig ware (sog.
primare Fehlbelegung).

Hinzu kommt, dass Patientinnen und Patien-
ten aus dem niedergelassenen Bereich in die
Krankenhauser zur stationaren Abklarung von
Diagnosen, aufgrund amublanter Versor-

»

sellschaft wirken auf die Beschleunigung
zum Abschluss der Vereinbarung hin.
Sowohl die AOK Bayern als auch die Bayeri-
sche Krankenhausgesellschaft gehen von
einer Eindammung der MBEG-Anfragen
durch die Krankenkassen bei den Kranken-
hausern aus, wenn es in diesem Punkt zu
einer nochmaligen Sensibilisierung der Pro-
tagonisten vor Ort kommt. Diese ,Sensibili-
sierung” werden beide Akteure zeitnah in
ihren Institutionen durch gezielte Kommuni-
kationsangebote umsetzen.

FORDERUNG DER PROJEKT-
PARTNERINNEN UND -PARTNER
AN DIE BUNDESEBENE:

Die Projektpartnerinnen und -partner wirken
im Rahmen ihrer Maglichkeiten drauf hin, dass
die Vereinbarung der Selbstverwaltungspart-
ner zum besseren Datenaustausch auf Bun-
desebene zUgig zu konkreten Ergebnissen
kommt.

gungsengpasse (wie bsp. im Bereich der Kar-
dioversion oder wegen komplexer Behand-
lungsablaufe) eingewiesen werden. Dies
obwohl diese Leistungen auch stationserset-
zend durchflhrbar waéren.

Wie von vielen Klinikvertreterinnen und -ver-
tretern der Praxisworkshops betont, entsteht
hierdurch oft blrokratischer Dokumentations-
und Prifaufwand, weil regelhaft angezweifelt
wird, ob die Patientin bzw. der Patient wirk-
lich stationar behandlungsbedurftig war.
Durch solche primaren Fehlbelegungen
kommt es fur die Krankenhauser, ebenso
wie flr den Medizinischen Dienst Bayern, zu




7. VERBESSERUNG

einem zusatzlichen burokratischen Aufwand,
der sich in Zusammenhang mit dem Priifpro-
zess ergibt.

Herausforderung:

e \erbesserung des Einweisungs- und auch
des Entlassmanagement-Prozesses, um die
blrokratischen Belastungen zu reduzieren.

Losung bzw. Losungsansatz fir Bayern:

Absichtserkldarung der Projektpartnerinnen

und -partner:

» Die Projektpartnerinnen und -partner kindi-
gen an, eine Arbeitsgruppe unter Einbezie-
hung der Bayerischen Krankenhausgesell-
schaft, der Kassenarztlichen Vereinigung
Bayern und der ARGE einrichten zu wollen,
um die Einweisungs- und Entlass-Prozesse
der Patienten gemeinsam zu verbessern.

» Die Arbeitsgruppe soll u.a. eruieren, wie der
stationare Einweisungsschein um konkrete
MBEGs erweitert und wie eine Klarstellung
der Einweisungskriterien aus dem ambulan-
ten Bereich erreicht werden kann.

Gemeinsame Gesprache der Projekt-
partnerinnen und -partner mit der
Kassenarztlichen Vereinigung Bayern:

» Die Projektpartnerinnen und -partner wirken
darauf hin, dass die Kassenarztliche Vereini-
gung Bayern gezielte Schulungsangebote fir
die niedergelassenen Vertragsarztinnen und
-arzte in Bayern etabliert. Im Rahmen dieser
Schulungsangebote kdnnen den Vertragsarz-
tinnen und -arzten detaillierte Informationen
Uber die bestehenden stationdren Behand-
lungsmoglichkeiten der Krankenhauser zur
Verflgung gestellt werden, um so primare
Fehlbelegungen und die damit verbundene
Blrokratie zu reduzieren.

» Zusatzlich werden die Projektpartnerinnen

und -partner auf die Kassenarztliche Vereini-
gung Bayern zugehen und Uberprifen, inwie-
fern die Etablierung von , Einweisungs- bzw.
Patientinnen und Patientenlotsen” im Sinne
eines intersektoralen Aufnahme- und Ent-
lassmanagements forderlich sein  kdnnte.
Dies konnte — nach Auffassung von Medizini-
schem Dienst Bayern, Bayerischer Kranken-
hausgesellschaft und AOK Bayern — beispiels-
weise durch medizinische Fachangestellte in
den (Fach-)Arztpraxen erfolgen. Selbige kon-
kret zu schulen konnte helfen, spateren biro-
kratischen Aufwand zu vermeiden.

Bericht iiber bestehendes Pilotprojekt im

Rahmen des Innovationsfonds:

» |Im 2023 bewilligten Innovationsfondsprojekt
,Uberpflege” wollen Krankenhauser, die Bay-
erische Krankenhausgesellschaft und Kran-
kenkassen (AOK Bayern, BARMER) am Bei-
spiel des Bundeslandes Bayern analysieren,
ob die Ubergangspflege dazu beitragen kann,
bestehende Versorgungslicken in der
Nachsorge zu verringern. Gleichzeitig soll
durch technische Unterstltzung die Reduzie-
rung von Burokratie erprobt werden, um so
Logistik- und Dokumentationsaufwand deut-
lich zu senken. Bereits wahrend der Phase
des Innovationsfondsprojektes sollen so posi-
tive Effekte zur Entburokratisierung erzielt
werden.
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GRUSSWORT KONTURIERUNG UND DEFINITION: SOZIALE INDIKATION

8. KONTURIERUNG UND DEFINITION:
SOZIALE INDIKATION

Situationsanalyse:

Wie bereits unter Punkt 7. Verbesserung
von Einweisungs- und Entlassmanagement
dargelegt, fuhren soziale Begleitumstande,
wie das hausliche Umfeld, mangelnde Mobi-
litdt oder auch die Pflegebedurftigkeit, oft-
mals zu stationaren Einweisungen bzw. Ver-
welldauern oberhalb der im Fallpauschalen-
katalog  vorgesehenen sog. ,oberen
Grenzverweildauern”.

Diese langeren als im Fallpauschalenkatalog
vorgesehenen Verweildauern flhren bei vielen
Kliniken zu Abrechnungsprifungen durch die
Kostentrager und somit letztlich zu Blrokratie.
Gerade vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels und der gleichzeitig
zunehmenden Ambulantisierung der Kran-
kenhausleistungen besitzt die Problematik
besondere gesellschaftspolitische Relevanz.

Herausforderung:

Um Prifaufwand und Burokratie in diesem
Bereich zu vermeiden, sollten eine Erarbei-
tung sowie eine bayernweite Festlegung
von konkreten Kriterien fir die soziale Indika-
tion erfolgen.

Losung bzw. Losungsansatz fiir Bayern:

Vereinbarung der Projektpartnerinnen
und -partner:

»

»

»

Die AOK Bayern sowie die Bayerische Kran-
kenhausgesellschaft vereinbaren gemeinsam
klare Kriterien zur Definition der sozialen Indi-
kation und bauen damit — und v.a. auch pers-
pektivisch — Blrokratie ab.

Die Projektpartnerinnen und -partner weisen
darauf hin, dass es zielflhrend ware, bei der
Erarbeitung eines Kriterienkatalogs fur die sozi-
ale Indikation unter Berucksichtigung des jewei-
ligen Behandlungskontexts automatisierte Kon-
textfaktoren wie beim Katalog fir das ambu-
lante Operieren (sog. AOP-Katalog) im Freistaat
Bayern zu eruieren. Dies sollte mit , Kontext-
prifungen” auf der Grundlage bereits existie-
render Routinedokumentationen einhergehen.
In Anbetracht der gesellschaftspolitischen
Bedeutung dieses Problems wird versucht,
ein ,, Aktionsbindnis” — Uber die Projektpart-
nerinnen und -partner hinweg mit allen
Sozialleistungstrager in Bayern — zu initiie-
ren, um eine sektorenlbergreifende Losung
zu erreichen.




9. ETABLIERUNG EINES MODELLPROJEKTS

9. ETABLIERUNG EINES MODELLPROJEKTS

zu ,Vorabprufungen”

Situationsanalyse:

Krankenhausvertreterinnen und -vertreter
berichteten in den Praxisworkshops von
regelméaRigen Uberprifungen, ob Patientin-
nen und Patienten bedarfsgerecht behandelt
wurden, sprich ob Uberhaupt eine Behand-
lung von Noten ist, und wenn ja, ob diese
stationar oder ambulant erfolgen sollte.

Dies fUhrt bei einzelnen Eingriffen zu einem
erheblichen Burokratieaufwand sowohl fir die
Kliniken als auch fir den Medizinischen Dienst.
Hier steht die Frage im Raum: War die Leistung
notig, und wenn ja, ware sie auch ambulant
durchfihrbar gewesen?

Herausforderung:

Steigerung der Indikationsqualitat in der
Form, dass bei planbaren, medizinischen
Eingriffen — beispielsweise durch eine Vor-
ab-Notwendigkeitsprifung durch die Kos-
tentrager — blrokratieerzeugende Nachfra-
gen und Prifungen am Ende des Behand-
lungsprozesses vermieden werden.

Losung bzw. Losungsansatz fiir Bayern:

Etablierung eines bayerischen Modell-
projektes zu Vorabprifungen:

»

»

»

»

Es ist beabsichtigt, ein ,,Modellprojekt” von
einzelnen bayerischen Krankenkassen, dem
Medizinischen Dienst Bayern sowie mit aus-
gewahlten bayerischen Kliniken zu etablie-
ren, um zu erproben, ob sog. Vorabprifun-
gen in ausgewahlten, elektiven Indikations-
gebieten helfen kdénnen, wahrend und im
Nachgang der Behandlung unnétige Buro-
kratie abzubauen.

In diesem ,Modellprojekt” soll entspre-
chend ermittelt werden, inwiefern unburo-
kratische ,Vorabanfragen” bei den Kosten-
tragern helfen konnen, spateren Dokumen-
tations- und Prifaufwand zu reduzieren.

Um einen zusatzlichen Verwaltungsaufwand
zu verhindern, werden gemafd einzelner,
gemeinsam ausgewahlter Indikationsgebiete,
wie z.B. der stationdren Schmerztherapie,
klare Kriterien und Algorithmen erarbeitet, die
eine Vorabprifung (als eine Art ,strukturierte
Zweitmeinung”) schnell und aufwandsarm
ermaglichen, um auch Wartezeiten fir Patien-
tinnen und Patienten zu vermeiden. Auch sol-
len die Mdglichkeiten eines automatisierten,
digitalen Verfahrens im Rahmen des Modell-
projekts Uberprift werden.

Nach der Vorstellung der Modellergebnisse
wird entschieden, ob dies Teil einer regelhaf-
ten Ldsung sein kann, um in bayerischen
Krankenhausern Burokratie abzubauen.
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10. STARKUNG

10. STARKUNG

von Digitalisierung und Automatisierung

Situationsanalyse:

Digitalisierung und Automatisierung sind
deutschlandweit und auch im Krankenhaus-
wesen wichtige, aber breite und oftmals
unspezifische Themen.

Krankenhauser haben es selbst in der Hand,
innerbetriebliche Prozesse zu definieren, die
sie digitalisieren und automatisieren wollen.
Hinsichtlich des Digitalisierungs- und Auto-
matisierungsgrads besteht aktuell in den
bayerischen Krankenhausern ein heteroge-
ner Stand.

Best-Practice-Beispiele der an dem durch-
gefuhrten Modellprojekt beteiligten Kran-
kenhauser, wie z.B. das Klinikum Kulmbach,
das Klinikum Garmisch-Partenkirchen und
die Klinik Kitzinger Land zeigen, dass die
Digitalisierung wesentlicher Bereiche in
wenigen Monaten durch ein klares Bekennt-
nis aller Beteiligten gelingen kann. Die Kran-
kenhduser bestatigen, dass eine digitale
Patientenakte und die vollstdndige Digitali-
sierung des Dokumentationsprozesses zu
einer grofden Zeitersparnis und einem inter-
nen Blrokratieabbau innerhalb des Kranken-
hauses flhren kdonnen. Pflegekrafte wirden
wahrnehmbar entlastet. Diese freigeworde-
nen Personalressourcen kénnen dann flr die
Patientenversorgung genutzt werden: ein
krankenhausinterner Beitrag zur Ldsung des
Fachkrafteproblems.

Herausforderungen:

Der Krankenhausbereich muss bei Digitali-
sierung und Automatisierung noch starker
vorankommen. Nur eine Optimierung der
internen Verwaltungsprozesse kann auch
eine hochwertige und moderne Patienten-
versorgung gewahrleisten.

Medienbriche durch analoge Parallelprozesse
gilt es zu vermeiden. Es durfen durch Digitali-
sierung und Automatisierung keine zusatzli-
chen burokratischen Hurden entstehen.

Losung bzw. Léosungsansatz fiir Bayern:

»

»

»

Die Projektpartnerinnen und -partner weisen
darauf hin, dass die Nutzung der Digitalisie-
rung zu einem deutlichen Abbau von Buro-
kratie fuhrt. Sie appellieren an die bayeri-
schen Krankenhauser, diese Maoglichkeiten
umfassend und rasch zu nutzen.
Gleichzeitig sind die Kliniken aufgerufen,
durch Kooperationen Krafte zu blindeln und
Einkaufsvorteile zu erzielen. In Bayern geht
dabei die Bayerische Krankenhausgesell-
schaft mit der Grindung der Klinik IT Genos-
senschaft und einer gemeinschaftlichen
Ausschreibung des Patientenportals ftr 110
Krankenhauser voraus.

Der Medizinische Dienst Bayern ermdglicht
zwischenzeitlich einen vollstandig digitalen
Austausch bei Krankenhausabrechnungspri-
fungen und Strukturprifungen. Das Leis-
tungserbringer-Portal (LE-Portal) zur digita-
len Ubertragung aller erforderlichen Daten
(Auftrage, Befunde, Dokumente etc.) ist
etabliert, um die Kommunikation zwischen
dem Medizinischen Dienst und den Kran-
kenhausern zu erleichtern.







BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur
Bayerischen Staatsregierung.

Unter Telefon 089 122220 oder per E-Mail unter direkt@bayern.de
erhalten Sie Informationsmaterial und Broschiiren, Auskunft zu aktu-
ellen Themen und Internetquellen sowie Hinweise zu Behdrden,

BAYERN I DIREKT zustandigen Stellen und Ansprechpartnern bei der Bayerischen

www.bayern.de I Tel. 089 12 22 ZDJ Staatsregierung.

IMPRESSUM

Herausgeber:

Gestaltung:
Druck:
Stand:

Artikelnummer:

Bayerisches Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege

Haidenauplatz 1 Gewerbemuseumsplatz 2
81667 Mlnchen 90403 Nurnberg

Telefon: +49 89 540233-0 Telefon: +49 911 21542-0
Fax: +49 89 540233-90999 Fax: +49 911 21542-90999

CMS - Cross Media Solutions GmbH, Wirzburg
XPress Digital Media GmbH, Wirzburg

Juli 2023

stmgp_gesund_184

HINWEIS

Diese Druckschrift wird kostenlos im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staatsregierung
herausgegeben. Sie darf weder von den Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von
finf Monaten vor einer Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt fir Landtags-,
Bundestags-, Kommunal- und Europawahlen. Missbrauchlich ist wahrend dieser Zeit insbesondere die Ver-
teilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsstéanden der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und
Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an
Dritte zum Zweck der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die
Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten
einzelner politischer Gruppen verstanden werden kdnnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur
Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden. Bei publizistischer Verwertung — auch von Teilen —
wird um Angabe der Quelle und Ubersendung eines Belegexemplars gebeten.

Das Werk ist urheberrechtlich geschtitzt. Alle Rechte sind vorbehalten. Die Broschire wird kostenlos abge-
geben, jede entgeltliche Weitergabe ist untersagt. Diese Broschire wurde mit grofder Sorgfalt zusammen-
gestellt. Eine Gewahr fur die Richtigkeit und Vollstandigkeit kann jedoch nicht ibernommen werden. Fir die
Inhalte fremder Internetangebote sind wir nicht verantwortlich.


mailto:direkt%40bayern.de?subject=

	Modellprojekt Bürokratieabbau in bayerischen Krankenhäusern
	Inhalt�������������
	Grußwort���������������
	Hintergrund zum Modellprojekt „Bürokratieabbau in bayerischen Krankenhäusern“������������������������������������������������������������������������������������
	1. Weniger Dokumentation und weniger Mehrfachmeldungen�������������������������������������������������������������
	2. Große Errungenschaft: Vereinfachungen bei Zusatzentgelten und neuen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden��������������������������������������������������������������������������������������������������������������������
	3. Aufwandsärmere Strukturprüfungen und Qualitätskontrollen������������������������������������������������������������������
	4. Entschlackung von Krankenhausabrechnungsprüfungen�����������������������������������������������������������
	5. Prüfung der Nutzenrelevanz der OPS-Komplexcodes���������������������������������������������������������
	6. Optimierung der medizinischen Begründungen����������������������������������������������������
	7. Verbesserung von Einweisungs- und Entlassmanagement�������������������������������������������������������������
	8. Konturierung und Definition: Soziale Indikation���������������������������������������������������������
	9. Etablierung eines Modellprojekts zu „Vorabprüfungen“��������������������������������������������������������������
	10. Stärkung von Digitalisierung und Automatisierung�����������������������������������������������������������
	Impressum����������������




